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Vorlagen-Nr. 19-F-08-0027

VerhéltnisméRigkeit der Waffenverbotszone
- Antrag von L&P vom 30.04.2019 -

Mit E-Mail vom 03.04.2019 hat die Blrgerrechtsgruppe "dieDatenschitzer Rhein Main" eine
Anfrage an den Oberburgermeister gerichtet, deren Beantwortung auch fir den
Revisionsausschuss relevant ist.

Anlasslose Personenkontrollen, also Kontrollen ohne vorheriges Zeigen oder Benutzen von Waffen
oder waffenahnlichen gefahrlichen Gegensténden stellen fir die davon betroffenen Menschen
einen massiven Eingriff in deren Personlichkeitsrecht und in das Grundrecht der informationellen
Selbstbestimmung dar.

Der Revisionsausschuss wolle beschlieRen:

Der Magistrat wird gebeten, Gber die Verhaltnismagigkeit der Waffenverbotszone zu berichten.
Insbesondere

10.

11.

12.

Wie viele Vorfalle mit ,,Waffen oder waffenédhnlichen gefahrlichen Gegenstanden” wurden
der Landespolizei bzw. den Ordnungskraften der Stadt Wiesbaden in der
Waffenverbotszone in den Jahren 2015, 2016, 2017 und 2018 bekannt?

Wie viele dieser Vorfélle mit ,,Waffen oder waffenahnlichen gefahrlichen Gegenstanden*
miindeten in den Jahren 2015, 2016, 2017 und 2018 in einem polizeilichen Ermittlungs-
oder einem gerichtlichen Verfahren?

Wie werden Gegenstande der sogenannten ,passiven Bewaffnung“ (z. B. Pfefferspray oder
Tranengas) bewertet?

Wie viele Personenkontrollaktionen zur Uberpriifung der Einhaltung der Regelungen der
Gefahrenabwehrverordnung wurden von der Landespolizei bzw. den Ordnungskraften der
Stadt Wiesbaden seit Inkrafttreten der Verordnung durchgefihrt?

Wie viele Personen wurden dabei insgesamt Uberprift?

Wie viele ,Waffen oder waffenahnliche gefahrliche Gegenstande” wurden dabei
festgestellt?

Wie viele ,Waffen oder waffenahnliche gefahrliche Gegenstéande” wurden dabei durch die
Landespolizei bzw. die Ordnungskréfte der Stadt Wiesbaden beschlagnahmt?

In wie vielen Fallen wurde Strafanzeige gegen die Personen gestellt, die ,,Waffen oder
waffendhnliche geféahrliche Gegenstande” mit sich fihrten.

In welchem Mal3e wird die Intensitat der Kontrollen erhoht?

Soweit damit Sach- oder Personalkosten verbunden sind, wie hoch werden diese
geschatzt?

Welche Liicken in bestehenden Eingriffsnormen des Bundes und des Landes Hessen
sollen durch die neue Verordnung geschlossen werden?

Welche MalRnahmen dienen der objektiven Gefahrenlage und welche dem subjektiven
Sicherheitsgefiihl der Birger? Welche Verbote welcher Waffen bzw. waffendhnlicher
gefahrlicher Gegenstande dienen dem einen bzw. dem anderen Zweck?
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13. Wie wird die eintretende Rechtsunsicherheit bewertet fiir die Birger und Besucher
Wiesbadens durch die extrem unspezifische Definition des Begriffs "waffenahnlicher
Gegenstand" durch die nahezu beliebige Alltagsgegenstande kriminalisiert werden kdnnen?
Z.B. stabiles Fahrrad-Kettenschloss, Radmutternschliissel in nahezu jedem PKW, Besteck
im Picknick-Korb, Multitool im Wanderrucksack.

14. Wie wollen Sie Diskriminierung bei der Durchfiihrung der Kontrollen und Bewertung

aufgefundener Gegenstande verhindern?

15. Wie bewertet die stadtische Datenschutzbeauftragte die Eingriffe in Persénlichkeitsrecht

und informationelle Selbstbestimmung?

Beschluss Nr. 0191

Der Antrag ist durch den Bericht des Burgermeisters und des Polizeiprasidenten sowie durch die

Aussprache erledigt

Frau Stadtverordnetenvorsteherin
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Die Stadtverordnetenvorsteherin

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Der Magistrat
-16 -

Dezernat Il
mit der Bitte um Kenntnisnahme

Wiesbaden, .06.2020

Belz

Vorsitzender

Wiesbaden, .06.2020

Gabriel

Stadtverordnetenvorsteherin

Wiesbaden, .06.2020

Mende
Oberbirgermeister

Seite: 2/2



	Die Stadtverordnetenversammlung
	Tagesordnung I Punkt 4 der öffentlichen Sitzung am 24. Juni 2020
	Verhältnismäßigkeit der Waffenverbotszone
	- Antrag von L&P vom 30.04.2019 -

